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Brdnumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öfter, K 
ig 1 fl. Für das Aus land jährlich 3 Thaler. 


berechnet. — Neclamaliouen, wenn unverſlehelt, end portofrei. 


Inſerote werden b 


länder ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl, hathlöhrig 2 fl., 


Suhalt: 
Beitrag zur Frage vom Abminiftrativ- Verfahren 
Mittheilungen aus ber Prazis: 


Zur Beleuchtung der Bedingungen, unter welchen öffentlichen Krankenanstalten 
der Erfah der Verpflegskoſten fur mit chraniſchen Krankheiten behafteten 
Perſonen gebührt. 


Verordnungen. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


Beitrag zur Frage vom Admintiſtratip-Verfahren. 


Stanlslava S. brachte am 1. Mai 1870 vor dem Stadtmagl⸗ 
ſtrate in Cz. aus dem Dienſtverhälkniſſe oder Lohnvertrage mit der 
K. v. D. eine Klage ein. Die Verhandlung fand am 27. Mal 1870 
Statt. 

Faeliſcher Klagegrund: !) Die von der Klägerin behaupteten That⸗ 
ſachen waren folgende: Sie ſei am 21. April 1870 in den Dienſt der 
K. v. D. in Cz. getreten und habe dle Fahrgebühr im Betrage von 8 fl. 
für die Reiſe von L. nach Ez. und dle erſte Rate ihres Monatslohnes 
im Betrage von 10 fl. im vorhinein erhalten. Am 25. April habe ihr K. 
v. D. aus Anlaß ihrer Erklärung, daß ſie zu einer geforderten Dieuſt⸗ 
leiſtung nicht verpflichtet ſei, bedeutet: fie (lagern) könne ohne welters den 
Dienſt verlaſſen, habe jedoch die bezuhlte Fahrgebühr im Betrage von 
8 fl. und den in vorhinein erhaltenen Monatslohn im Betrage von 
10 fl. zurückzuerſetzen. Ste habe ſich nach dieſem Vorfalle noch einige 
Tage im d. Diſchen Haufe aufgehalten, bis ihr vom Diener des 
Haufes im Namen der K. v. D. bedeutet wurde, das Haus zu ver⸗ 
laſſen, worauf ſie dann mit ihren Sachen in ein Hotel gegangen, 
von dort aber über Klage des G. v. D. (des Mannes der Dlenſt⸗ 
frau) durch die Polizel wleder in das v. D'ſche Haus zurückgebracht 
wurde, von wo fie unter Zurucklaſſung ihrer Sachen, deren Mitnahme 
ihr G. v. D. verweigerte, wieder fort ging, weil man ſte nicht be⸗ 
halten wollte. 

Rechtlicher Klagegrund: Auf Grund diefer Thatsachen behauptete fie 
nun weiter, ſie ſei ohne Grund von der Dieuſtfrau des Dienſtes ent⸗ 
laſſen worden und es würden ihre Sachen widerrechklich rekinirt. 

Bemeisanbietung : Als Bewefs für ihre Behauptung bot fie das 
Beweismittel des Haupteides an, indem fie zur Erweiſung des Umſtandes, 
daß Klägerin (nicht) ohne Grund des Dienftes entlaſſen worden fel, ihrer 


) Wir oronen ben vorliegenden Fall in der Weise eines civilproceſſnall⸗ 
ſchen, weil der Civilproceß den Verhandlungen der erſten und zweiten Sultan 
zur Richtſchnur gedient, und ſelbſ den Motiven der Tektinflanzlichen Entscheidung, 
wenn auch nicht in richtiger Ainvendung vorgeſchwebt zu haben ſcheint; ſedoch 
ſall mit dieſer Anordnung keineswegs ausgeſprochen werden, daß das Berfahren 
in Fällen von der Art des vorliegenden an den Givitproceh gebunden fei (fiefe 
meiter unten). 


Dienftfran den Haupteid auftrug und ihn für den Nüdfchiebungsfali 
annahm. 

Das Klagbegehren ſtellte fie dahin: G. v. D. ſel ſchuldig ihr 
nebft Rücklaß des Monatslohnes im Betrage von 10 fl. für die noch 
übrige Zeit, das iſt für drei Wochen dus Koſtgeld im Betrage von 
10 fl. im Grunde des §. 31*) der Dienſtboten⸗Ordnung für Cz. zu 
bezahlen und ihr die vorenthaltenen Sachen binnen drei Tagen zurück 
zustellen. 

Die von dem im Namen feiner Frau bei der Verhandlung er⸗ 
ſchlenenen G. v. D. behaupteten Thatſachen waren dagegen folgende: 
Die Klägerin ſel zu den geforderten Dienſtleiſtungen aufgenommen 
worden, dieſelbe habe fon am 25. April erklärt, ſich für den Dienſt 
zu bedanken, dieſe Dienftauflündigung habe fie noch am ſelben Tage 
wiederholt und K. v. D. habe ſie unter der Bedingung angenommen, 
daß die Klägerin die Fahrgebühr im Belrage von 8 fl. und den im 
vorhinein erhaltenen Monabslohn im Betrage von 10 fl. zurückerſtatte, 
worauf die Klägerin bemerkte, fie wolle das erhaltene Geld zurück⸗ 
laſſen. Klägerin habe ſich erſt am 27, April, und zwar heimlich aus 
dein Haufe unter Mitnahme ihrer Sachen, entfernt. (Indirecte negative 
Streitveranlaffung ſactiſcher Seite.) Auf Grund dieſer Thatſachen 
behauptete er unn welter, Klägerin ſei auf ihre Bitte und unter der; 
Bedingung des Dienſtes enthobeu worden, daß fir Fahrgebühr und Monats⸗ 
lohn bezahle und habe hiefür ihre Sachen als Pfand beſteltt (rechtliche 
Selte obiger Streitveranlaſſung). Als Beweismittel der von ihm be» 
haupleten Thatfachen der Auflofung des Dienſtvertrages krug G. v. D. 
der Stanlslava S. den Eid auf. 

Bewelsverfahren: Die Ausſagen der Zeugen Franziska H. und 
Gafica K., beide im Dienſte der Frau D., ſodann des Illie T. und des 
Elvilwachmannes Leon R. beſtätigen, daß die Klägerin den Dienſt gekündigt 
habe. Ueber die Pfaudbeſtellung lauten die Augaben nicht überein⸗ 
ſtimmend; Franziska 8, glbt an, die Klägerſu habe den Dienſt mit 
dem Bedeuten gekündigt, daß ſie den im vorhinein erhaltenen Lohn 
durch den Verkauf ihrer goldenen Ringe decken werde. Gafien K. da⸗ 
gegen, daß die Klägerin erklärte, entweder ihre Sachen oder ihre 
goldenen Ringe als Pfaud zurückzulaſſen. Beide Zeugen beftätigen 
aber, daß die Frau v. D. bie Dlenſtaufkündigung unter dem Vorbe⸗ 
halte des erwähnten Koſtenrückerſatzes angenommen habe. 

Der Stadtmagiſtrat erkannte: Frau v. D. fei nur dann ſchuldig, 
der Stanſslawa S. die in Pfand genommenen Sachen unbedingt zus 
ruckzuſtellen, wenn Frau v. D. den Haupteid abzulegen nicht ver⸗ 
möchte, daß die Klägerin bel Gelegenheit der geſchehenen Dienſtauf⸗ 
kündigung ſich verpflichtet habe, der geklagten Frau v. D. die Fahr, 
gebühr im Betrage von 8 fl. und den im vorhinein erhaltenen Lohn 
im Betrage von 10 fl. zurückzuzahlen und bis zur Zahlung dieſer 
Beträge die Sachen als Pfand zurückzulaſſen, weil die Behauptung 
der beklagten Frau v. D. über die bedingungsweiſe Dienſtauflöſung 
gegen Pfandbeſtellung nur durch die Ausſagen der bei K. v. D. be⸗ 


) Dieſer Paragraph lautete „Der Dieuſtherr, der ohne gesetzmäßigen Grund 
(8. 28) einen Dienſiboten vor Ablauf der Dienfizeit entläßt, kaun zwor nickt 
geuüthigt werden, denselben gegen ſeinen Willen wieder aufzunehmen, er if aber 
verpflichtel, demſelben Lohn und Sof ſür die noch übrige Dienſſzel, und wenn 
dieſe länger als eiu Vierleljahr dauert, ftr ein Vierkellaht zu wergülken.“ 


bienfteten, daher beſangenen Zeugin G. K. unterftügt werde, ſohin 
auf den der Beklagten aufgetragenen Haupteid erkannt werden muß. 

Gegen dieſe Entſcheidung legte K. v. D. den Recurs bel der 
Landesregierung in Cz. ein, well die Entſcheidung der erſten Juſtauz 
geſetz⸗ und actenwidrig ſei, geſetzwidrig, weil nach der Dienſtboten⸗ 
ordnung dem Dienſtgeber das Pfandrecht auf ſämmtliche Habſeligkelten 
der Dienftboten zuſtehe (iſt nicht richtig), aetenwidrig weil über die 
Thatſache der erfolgten Verpfändung nicht Stanislawa S. der Be⸗ 
klagten, ſondern umgekehrt, die Beklagte der Klägerin den Haupteid 
aufgetragen habe. 

Die Landesregierung erkannte: Das Erkenutulß der erſten Ju⸗ 
ſtanz werde dahin abgeändert, daß der Haupteid über den Umſtand, 
daß die Klägerin bei Gelegenheit der geſchehenen Dieuſtaufkäudigung 
ſich nicht verpflichtet habe, der Beklagten die Fahrgebühr im Betrage 
von 8 fl. und den Lohn im Betrage von 10 fl. zurückzuzahlen und 
bis zur Zahlung dieſer Beträge die Sachen als Pfand zurückzulaſſen, 
von Stanislawa S. eventuell im Zurückſchlebungsſalle von der Frau 
v. D. geleiſtet werde, weil aus der Verhandlung hervorgehe, daß von 
G. v. D. Namens feiner Gattin über das bezogene Factunm der 
Haupteid aufgetragen worden ſel. 

Auf Grund diefer Erklärung erklärte Stanislawa S., den auf 
getragenen Eid der Geklagten zurückzuſchieben. 

Hierüber legte die Letztere den Reviſlons⸗Rerurs gegen die Eut⸗ 
ſcheidung der Landes⸗Regierung ein. Es wird darin bemerkt, daß nach 
der Actenlage ſich ergebe, daß im Zuge der Verhandlung eine Zurück⸗ 
ſchiebung nicht erfolgt fei, daß ſohin uc von der Landes⸗Regterung 
auf den aufgetragenen Haupteid zu erkennen war, well die Zurückſchiebung 
im Sinne des 8. 36 des Juſtiz⸗Hof⸗Decretes, vom 20. Oetober 1845 
(über das ſummariſche Verfahren) nicht mehr zuläffig ſel 7). 

Das Miniſterlum des Junern behob über dieſen Recurs die in 
erſter und zwelter Inſtanz erfloſſenen Entſcheidungen und erkannte: 
Die Klägerin Stanislawa ©. iſt ſchuldig, der geklagten K. v. D. den 
in vorhinein erhaltenen Monatslohn nach Abſchlag des der Klägerin 
gebührenden Lohnes für die Dienſtzeit vom 21. bis 25. April und 
die erhaltenen Fahrkoſten für die Reife von L. nach Cz. zurückzuer⸗ 
ſeten und K. v. D. iſt nicht ſchuldig, die der Klägerin gehörigen 
Sachen vor erhaltenem Erſatze dieſer Auslagen auszufolgen. Die Gründe 
dieſer Entſcheidung waren folgende: Der von der Klägerin behauptete 
Umſtand, daß fie durch die Dienſtgeberin K. v. D. ohne gefeglichen 
Grund des Dienſtes entlaffen worden ſel, erſcheint durch die überein, 
ſtimmenden Ausſagen der Zeugen Franziska H., Gafica K., Hille T. 
und des Eivilwachmannes Leon R. vollkommen widerlegt. Es tft viel⸗ 
mehr erwleſen, daß die Klägerin felbft der K. v. D. den Dienft ge⸗ 
kündigt habe. Es find ſohin die von der Klägerin im Grunde des 
8. 31 der Dienſtboten⸗Ordnung für Cz. gegen die K. v. D. geſtellten 
Entſchäͤdigungsanſprüche durch die Entſcheidungen der erſten und zweiten 
Inſtanz, gegen welche von Seite der Klägerin kein Recurs eingebracht 
wurde, mit Recht wenigſtens ſtillſchweigend zurückgewieſen worden. Die 
Behauptung der Geklagten K. v. D., daß ſte die Dienſtaufkün⸗ 
digung der Klägerin unter der Bedingung angenommen habe, daß 
die Letztere die Fahrgebühr im Betrage von 8 fl. und den iu vor⸗ 
hinein erhaltenen Lohn im Betrage von 10 fl. zurüderftatte, wurde 
aber von der Klägerin bel der Verhandlung nicht nur nicht wide 
ſprochen, ſondern von derſelben vielmehr ausdrücklich zugegeben, daß 
ihr die Dienftfrau die Entlaſſung gegen Rückerſtattung dieſer Aus⸗ 
lagen gewährt habe **). Auch die weitere Behauptung der Geklagten 
daß ſich Stauislawa S. verbindlich machte, ihre Sachen bis zur Rü 
erſtattung der Schuld als Fauſtpfand im Haufe der genannten Dienſt⸗ 
geberin zurückzulaſſen, ift von der Klägerin nicht ausdrücklich wider ⸗ 
ſprochen ***) und muß um fo mehr als erwieſen angeſehen werden, als 
dieſer Umſtand durch die Ausſagen der Franziska H. und Gafica K. (7) 
beftätigt erſcheint. Der von dem Stadtmagiſtrate und der Landes⸗ 
Regierung in ihren Entſcheidungen zur Errelchung dieſes letzteren Um⸗ 
ſtandes aufgetragene Haupteld, erſcheint als vollkommen überflüſſig, 
weil dos fragliche Fackum der Pfandbeſtellung durch die Verhandlung 
ſelbſt genügend erwieſen wurde. 

Alle dleſe Verhaudlungen und Entſcheldungen find hochintereſſant 


) Findet bier feine Anwendung, ficke welter unten. 

% Huch nach dem Civifkroceffe muß die Repftk der indirecken, negativen 
Steeiteinlaffung nicht widersprechen und daraus, daß bie Dienfifran die Alk- 
gerin gegen Rüdftellung der Auslagen entlaſſelt habe, folgt noch nicht, daß Klö⸗ 
gerin die Enllaſſung Überhaupt und dieſe Entlaſfung insbeſondere angenommen 
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be. 
.) Siehe die vorneſſehende Beilerkung. 


und dieß deſhalb, weil hiebei die Frage nach dem vor den politiſchen 
Behörden anzuwendenden Verfahren ſich hervordrängt. Namentlich 
aber nach zwei Beziehungen fordert ſie zur Betrachtung auf, 

Zunächſt ſcheint die Art und Weiſe, wie die letztinſtanzliche Ent. 
ſcheldung den Hanptejd auf die Seite ſchob, darauf hinzudeuten, daß 
man deſfen Anwendung überhaupt vermeiden wollte, und es entſteht 
die Frage: iſt der Haupteid beim Verfahren in Streitigkeiten aus dem 
Dieuftverhältniffe oder Lohnvertrage vor den polltiſchen Behörden zu⸗ 
läſſig? Woran ſich dann die weitere Frage ſchließt: iſt er überhaupt 
im politiſchen Verfahren zuläfſig? Für die Zuläffigkeit desſelben in 
dem erſtgenannten Verfahren und ſpeelelt in unſerem Falle, müſſen 
wir uns unbedingt aus nachſtehenden Gründen ausſprechen! Vor Allem 
folgt dieß aus der Natur der in Frage ſtehenden Streitigkeit, die⸗ 
ſelbe hat nämlich in unſerem Falle einen lediglich privatrechtlichen 
Charakter, erſtlich iſt der Titel, aus welchem in letzter Linie die gegen⸗ 
feitig behaupteten Auſprüche entfpringen, ein privatrechtlicher, nämlich 
der Lohnvertrag; weiter iſt die Thatſache, aus welcher die Klägerin 
Anſprüche geltend macht, namlich die geſetzwidrige Enklaſſung dere 
ſelben, gleichfalls eine folde, aus der, als wie im Falle des Nichte 
einhaltens eines Vertrages des Pripalrechtes, nur privatrechtliche Ans 
ſpruche und Pflichten hervorgehen und demzufolge auch ihr Petitum 
nur auf die Realiſtrung ſolcher gerichtet. Ebenſo iſt die nächſte That⸗ 
ſache, aus welcher die Geklagte ihrerfeits Anſprüche geltend macht, rein 
privatrechtlicher Natur, indem dieſelbe ein behaupteter Vertrag über 
Priwatrechte iſt und demgemäß ift auch ihr Zlel im Proteſſe die Gel⸗ 
tendmachung von Privatrechten. Köunte daher ſelbſt, abgeſehen von 
geſetzlichen Beſtimmungen, aus der Natur des Haupteides der Schluß 
gezogen werben, daß er im politifchen Verfahren unanmendbar fel, 
weil er der Natur des öffeutlichen Rechtes wiederſpreche, ſo würde 
dieß in unſerem Falle Nichts beweiſen, weil es ſich hier gar nicht um 
deu Inhalte nach öffentlich rechtliche Beziehungen handelt, ſouderu um 
einen lediglich privatrechtlichen Streit, der aus praltiſchen Rückſichten 
der politlſchen Behörde zugewieſen iſt. 

Weiter folgt die Zuläſſigkelt des Haupteldes in Streitigkeiten 
aus dem Dienftverhältniffe oder Lohnverkrage nach der für unſeren 
Fall eutſcheidenden Dienftboten-Drdnung aus dem Zufammeuhalte 
derſelben mit anderen. So lautet der betreffende §. 41 in der Dienſt⸗ 
baten⸗Ordnung für das Krakauer Regierungs⸗Gebiet vom 11. März 
1855, & G. Bl. X, 14, und in der Dienſtboten⸗Ordnung für Prag 
vom 21. Auguſt 1857, L. G. Bl., 2. Abth., S. 8, folgendermaßen; 
„Streitigkeiten zwiſchen Dienftherren und Dienftboten, welche aus dem 
Dienſtpertrage hergeleitet werden, find von der politiſchen Behörde 
(bezlehungsweiſe Polizei⸗Direction) fſummariſch zu verhandeln und 
zu entſcheiden. Diefelbe hat auch die fonfttgen Klagen und Beſchwer⸗ 
den ju Dienftbotenfachen im kuͤrzeſten Wege abzuthun u. ſ. w.“ 

Unter dem Worte „ſummariſch“ kann ſüglich nichts Anderes ver⸗ 
fanden werden, als der mit dem Hof⸗Juſtiz⸗Decrete vom 20. October 
1845 eingeführte und in dleſem ſelbſt fo bezeichnete Proceß. Daß das 
Geſetz an dieſen Proceß deukt, folgt insbeſondere auch aus dem Gegen⸗ 
ſatze zwiſchen ſummariſch verhandeln und entſcheiden und im 
kürzeſen Wege abthun. Verhandeln uud entſcheiden ſoll mehr auf 
ein beſtimmt und feſt geregeltes Verfahren hinwelſen, wahrend das 
Wort „abthun“ der Behörde, der das Verfahren zuſteht, freleſten 
Spielraum gewährt. Da aber das ſummariſche Verfahren den Haupt⸗ 
eld nicht ausſchlleßt, jo ſteht feſt, daß nach öſterreſchiſchem Rechte vor 
den politiſchen Behörden in Streitigkeſten, die aus dem Dienſtverhalt⸗ 
niſſe oder Lohnverkrage hergeleitet werden, der Haupteſd geradezu als 
zuläſſig anerkannt iſt. In der proviſorſſchen Dienſtboten⸗Ordnung für 
Cz. iſt das Wort ſummariſch tmeggelaffen, während der Paragraph 
ſonſt faft gleichlautend iſt, nun aber wäre es geradezu eine verkehrte 
Behauptung, aus der Weglaſſung einer näheren Beſtimmung, ſomit 
einer Beſchränkung, eine Beſchräukung ableiten zu wollen, und eine 
Beſchränkung iſt doch offenbar der Ausſchluß eines Beweismittels von 
einem Beweisverfahren. Aus dem Weglaſſen dleſer Beſtimmung folgt 
lediglich, daß kein Zwang zum ſummariſchen Verfahren heſteht, daß 
aber ſo verfahren, und daher auch der Haupteid angewandt werden 
kann. 

Endlich iſt mit der Hofkanzlei⸗Berordnung vom 18. September 
1828, Z. 21870 (Galiz. Guß. Verordnung vom 11. November 1828, 
Z. 69925, prov. G. S. für Gal. 10, B. Nr. 149), ſpeciell aus 
Anlaß von Streitigkeiten aus dem Dienſtverhältuiſſe die Zuläffigkeit 
des Eides als Beweisinittel vor den politiſchen Behörden, und zwar 
ſowohl des Parteien- als des Zeugeneldes allgemein („in einer Strelt⸗ 
ſache, deren Entſcheidung der politifhen Behörde zuſteht“) und aus⸗ 
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drücklich ausgeſprochen. Der zroeite Abfatz diefer Verordnung lautet 
nämlich: „Weder durch die früheren Vorſchriften, noch durch die 
Hoflanglei-Berorduung vom 30. Mürz 1828 iſt die Competenz der 
politiſchen Behörden für den Fall beſchräukt worden, wenn bel Streitig⸗ 
keiten, welche aus dem Dienſtverhältniſſe entſpringen, das Beweismittel 
des Eldes der Parteſen oder der Beeidigung der Zeugen in Auwen⸗ 
dung zu kommen hat, daß demnach die Abnahme des Eldes in einer 
Streitfache, deren Entſcheidung der politiſchen Behörde zufteht, um fo 
minder einem gegründeten Bedenken unterliegen könne, da die politl⸗ 
ſchen Behörden auch in wichtigeren Fällen von ſchweren Poltzei⸗Ueber⸗ 
tretungen zur Eddes abnahme von Zeugen befugt find." Dieſe Ver⸗ 
ordnung ſpricht daher ſogar von Streitigkeiten, welche aus dem Dienſt⸗ 
verhältniſſe entſpringen und bei welchen das Beweismittel des Par⸗ 
teien« oder Zeugeneides in Anwendung zu kommen hat, und erklärt, 
duß auch in dieſem Falle die polltiſchen Behörden competent find, das 
her dieſes Beweismittel in Anwendung zu bringen haben. 
(Schluf folgt.) 


— — 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Beleuchtung der Bedfugungen, nuter welchen öffentlichen Krauken⸗ 
unſtalten der Erſatz der Verpflegskoſten für mit chruniſchen Kraukheiten 
behaftete Perſonen gebührt. 


Der 36jährige Bindergeſelle, Anton O., wurde im allgemeinen 
offentlichen Krankenhaufe zu T. vom 13. Auguſt bis 18. September 
1869 verpflegt. 

Es wurde von dem Spitalarzte beſtätiget, daß O. an einem 
chroniſchen Fußübel Leibe, welches ſehr leicht und befonders nach koͤrper⸗ 
lichen Anſtrengungen oder geringen Verletzungen reeldivire. 

Der Tiroler Landesausſchuß, von welchem der Erſatz der Ver⸗ 
pflegskoſten für O. ſohin angeſprochen wurde, hat die Vergütung der 
Spitalloſten aus dem Landesfonde abgelehnt, und auf die Zahlungs⸗ 
pflicht der Heimatsgemelnde K. hingewieſen, weil die Art der Krank. 
heit den Transport des O. bis in das Spital zu K., das Spital der 
Heimatsgemeinde, ohne Gefahr zugelaſfen hätte, und weil, nachdem der 
Kranke on einem chroniſchen Fußübel leide, nach der Minlſterlal⸗Ver⸗ 
ordnung vom 17. Juni 1869, 3. 1713 *), die für ihn erwachſenen 
Spitalkoſten ſich nicht zur Uebernahme auf den Landesfond eignen, 

Die Spitalsverwaltung von T. wendete ſich nun an die Ge⸗ 
meinde K., welche aber auch ihrerſeits die Verpflegskoſten⸗Vergütung 
verweigerte, und zwar darum, weil fie von der Aufnahme des O. in 
das Spital nicht derſtändiget worden ſei. 

Hierauf bat die Spitalsverwaltung in einer Eingabe an die Statt⸗ 
halterel um die Vergütung der in Rede ſtehenden Verpflegskoſten ent» 
weder von Seite der Gemeinde K., oder aus dem Landesfonde, mach» 
dem in Gemäfheit der Miniſterial⸗Verordnung vom 17. Juni 1869, 
3. 1713, erſt in jenem Zeitpunkte, in welchem ſich der Krankheits⸗ 
verlauf als chroniſch herausſtellt, oder nach Ablauf eines Vierteljahres 
vom Tage der Aufnahme des Kranken die Anzeige an die Heimats⸗ 
gemeinde zu erſtatten iſt, und bei O. erſt in den letzten Tagen feiner 
Anmefenheit im Spitale nach dem Zeugniſſe des Spitalarztes der 
chroniſche Charakter des Uebels ſich zeigte; übrigens keine Verordnung 
beſtehe, wornach die unterloſſene Anzeige der Erkrankung den Verluft 
des Verpflegskoſten⸗Erſates zur Folge habe. 

Die Statthalteret sprach ſich dahin aus, daß, nachdem O., wle⸗ 
wohl mit einem chroniſchen Fußleiden behaftet, ſich doch mit Beſeiti⸗ 
gung des näher gelegenen Spitales in N. in jeues von T. begeben 
hatte, er wohl auch ohne Gefährdung feiner Gefundhelt, im Nolhfalle 
mittelſt einer Fuhr, in das Spital der Heimatsgemeinde zu K hätte gelangen 
konnen, und daß auf Grunplage des Miniſterial⸗Erlaſſes bom 17. Junt 1869, 
Z. 1713, weder der Tiroler Landetzausſchuß noch die Heimate gemeinde 
K. zur Vergütung der Verpflegskoſten verhalten werden können, daher 
dieſe Koften demjenigen zur Laſt fallen, der die Aufnahme des Kranken 
geftattete oder die betreffende Anzeige an die Heimatsgemeinde unter⸗ 
ließ. Zugleich wurde der Spitalsverwaltung anheimgeſtellt, ſich wegen 
eines boldigen Erſatzes mit der Gemeinde K. im gütlichen Wege zu 
verſtändigen. 


*) Wir theifen dem Wortlaut dieſer Verordnung nebeuftehend nter Rubrik 
Verordnungen mit. D. Ned. 


Dagegen hat die Spitalsverwaltung von T. den Miniſterial⸗ 
Recure ergriffen. 

Das Miniflerium entſchled unterm 9. October 1870, 3. 14548, 
folgendermaßen: „Da die allgemeine, öffentliche Krankenauſlalt in T. 
in Gemüßheit der für derlei Auſtalten überhaupt geltenden Vorſchriften, 
und insbeſonders int Sinne des Mimiſterial⸗Erlaſſes vom 17. Juni 
1869, 3. 1713, zu der am 13. Auguſt 1869 erfolgten Aufnahme 
des Bindergeſellen Anton O. berechtiget war, nachdem das chrouiſche 
Fußübel des Genannten nach der Beftätigung des Spitalorztes ſich fo 
verſchlimmert hatte, daß es einer beſonderen ärztlichen Behandlung 
bedurfte, und da die Spitalverwaltung von T. zur Erftatkung der 
Anzeige an die Heimatsgemeinde über die Aufnahme des O. nach den 
Beſtimmungen des letzterwähnten Mluiſterial⸗Erlaſſes nicht eher ver⸗ 
pflichtet war, als bis das Leiden desſelben einen chroniſchen Eharakter 
zeigte, To gebͤhrt dem Spitale in T. der Erſatz der für Anton O. 
aufgelaufenen Verpflegskoſten. Es wird daher dem Recurſe der ges 
nannten Spitalsverwaltung Folge gegeben und die Statthalterei bes 
anſtragt, die inſtauzmüßige Entſcheidung über die Frage zu veranlaſſen, 
wem die Bezahlung der mit 20 fl. 35 kr. aushaftenden Verpflegs⸗ 
koſten obliegen 2“ I e e 


— 


Verordnungen. 


Verordnung des Miniſterjums des Junern vom 17. Juni 1869, 8. 1713, 
an alle Landeschefs, betreffend das Verfahren öffentlicher Heilauſtalten 
rückſichtlich ſtecher over mit chroniſchen Kraukhelten behafteter Perſo nen. 


Ueber Anregung bon Selle eines Landegousſchuſſes erfuche ich Euer. .. zur 
Behebung des ungleichartigen Vorganges der allgemeinen öffenllichen Krankeu⸗ 
anſtalten bei dem Verfahren mit den Kranken, welche an langwierigen Krankheſten 
leiden, aber für eine fernece Pflege in einer Afſentlſchen Heilanstalt geeignet find, 
und mit jenen Kranken, welche mlt unheilbaren, ſüir die Behandlung in einer 
öffentlichen Krantenanftalt nicht geeignelen Kraulhetten behaftet ſinv, auf Grund 
der Verordnung des Miniſſerlums des Innern vom 4. Dezember 1856, g. 26641, 
und des Helmatsgeſetges vom 3. Decenber 1869, R. h. Bl. Nr. 105, der allge 
meinen Öffentlichen Krankenauſtalten des Euer ... unterſfehenden Verwaltungs 
gebieles Nachſtehendes zur Dornachachtung bekannt zu geben. 

1. Die mit der Verordnung des Miniſterſums des Innern vom 4. De 
cember 1856, 9. 26641, B. 12, vorgeschriebenen Anzeigen iber langwierige 
Krankheiten ſind augnahmskos, daher ohne Rückſicht auf den Umſtand, ob der 
Kranke kransportabel iſt oder nicht, in jenen Zeitpunkte, in weſchem ſich der 
Krankheilsverlauf als ein chroniſcher heraucſtellt, jedenfalls aber längſteus mit 
Ablauf eines Vierfelſahres vom Tage der Aufnahme Kranken zu erſtatten. 

2. Nach den betreffenden Vorſchriflen können die für unheilbar und zur 
Behandlung in elner bſſenklichen Kronkenhelauſtalt nicht geeignete Kranke auf 
gelaufenen Verpſlegskoſten von den Landesfonden nicht augeſprochen werden. Dem⸗ 
nach dürfen öffentliche Kraukenanſlalten ſolche Krane, beziehungsweiſe Sieche nur 
dann in die Pflege aufnehmen, wenn es ſich um eine zwiſchentaufende, einer 
beſonderen ärztlichen Behandlung bedürfende Verſchimmerung der unhetlbaren 
Krankheit ober um eine neben gehende anderartige Erkrankung hondelt. 

Aus demſetben Grunde ift ein in der Pflege befindliches krankes Judivbidunm, 
ſobold ſich bel derselben jener Bufland der Unfeitbarteil berausſiellt, weſcher es 
file die fernere Behandlung in einer öffentlichen Srantenheilanflatt ungeeignet 
macht, ohhle Wildficht auf die bis dahlu verſteichene Verpfkegedauer aus der Au. 
alt zu entlaſſen. Wenn ledoch ein solches Indiuiduum fich felhf nicht ber. 
laſſen werden Könnte, if diejenige Genterube, in weſcher fh die Krankenanſtalt 
beſindet, anzugehen, das betreffende Iubivioumı binnen einer kurzen Iriſt zu 
übernehmen. Für die genannle Gemeinde find die Beſtimmungen des Heimol⸗ 
geſetzes vom 3. December 1869, R. B. Nr. 105, Abſchnitt IV., bei auswärtigen 
Armen insbesondere noch $. 25 dieſes Geſetes maßgebend. 

Gehört Ubrigens em ſolches zur Uebernahme geeignetes Individuum einer 
benachbarten Gemeinde an, fo kann ſich die Kronkenanſtalt unmittelbar an biefe 
Gemeinde wenden. 

3. Die öffentlichen Krankenanstalten und die Gemeinden hoſten für bie 
genaue Erfütlung ber ihnen nach dem Vorangehenden obliegenden Berpfläclungen. 


— 


Verordnung des Mluiſters des Junern vom 17. October 1870, Z. 12088, 

au alle Lanveschefs, betreffend die Competenz der polſtiſchen Behörden 

zur Beſtrafung jener Uebertretungen der Eiſenbahubetriebsorbnung (lalf 

Verordunng vom 16. Nouember 1851), welche unter die Beſtimmungen 
nes allg. Strafgeſetzes uicht ſubſunmirt werden können. 


Ans Anlaß von ſpeclellen Polen ist die Frage angeregt worden, ob zur 
Verhandlung und Beſtrafung der Uebertretungen des II. Abschnittes der Taifer- 
lichen Verordnung vom 16. November 1851, R. G. Bl. vom Jahre 1852 Nr. 1 
(Elſenbahnbetriebsordnung), die Strafgerichte oder die politifchen Behörden eom⸗ 
petent feten, 

Das Miuiſterium des Innern hat ſich mit den Minifterien der Juſiz und 
des Handels in biefer Beziehung in dem Beichfuffe geeinigt, daß die gegen den 
II. Abſchnit! der Eiſenbahnbetriebsorduung vom 16. Ruvember 1851 verſtoßenden 
Hondtungen und Untertaffungen nur in fo ferne fie ſolcher Art find, daß fie 
unter bie Beſnummungen des allgemeinen Strafgeſetzes fallen, mithin nach den 
Bestimmungen diese Gesees als Uebertrelungen zu behandeln und zu beſroſen 
And, zur Compelenz der Gerichte gehören, daß jedoch derlei Handlungen und 
Unterlaſſungen, ſobald fie ſich vermöge ihrer Beſchaſſenheit zur Subſumtion unter 
die Beftiminungen des ollgemeinen Straſgeſetzes nicht eignen, in die Kalegorſe 
derjenigen Befetesilbertvetungen fallen, ſür welche die Beſlimmungen der Mmi⸗ 
ſterſalberordnungen vom 9. April 1855, R. G. Bl. Nr. 61, und vom 30. Sep⸗ 
teinber 1857, R. G. Bl. Nr. 198, erlaſſen worden ſind, daß daher für foldhe 
firafbare Hauplungen und Unkerlaſſungen die Competenz der politiſchen Behörden 
begründet ser. 

Innen ich Euer .... hievon in Kennkniß ſetze, beehre ich mich Euer... 
zu erſuchen, gefälligſt dafür Sorge tragen zu wollen, daß die politiihen Behörden 
1. Juſtanz bei den zu ihrer Renniniß lommenden Fällen von Uebertrelungen des 
II. Abſchnitles der Eiſeubahubekriebsordnung ſoſork die eniſprechende Strafamts. 
handlung einleiten und folls ſich Inzichlen ergeben, daß die fraglichen ſtroſbaren 
Handlungen zur ſraſgerichtlichen Compeleuz gehören, die Verhandlungen noch 
vor Ablauf der Verſährungsfriſt au die zuſtändigen Strafgerichte leiten, in jedem 
Falle aber unwefgerſich die politiſche Slraſamtshandlung durch führen, wenn 
ein Strafgericht ſich zur Vornahme der Strofamtshaudlung in rechtalräftiger 
Weiſe incompetent erklärt hat. 

Bei dem hohen Gewichte, welches die Staatsverwaltung aus naheliegenden 
und keiner weiteren Erbrterung beudthigenden Gründen auf die ſtritteſte Beob, 
achtung der Eſſenbahubetriebsordnung legen muß, erſuche ich ſowohl die Unter. 
behörden zur ſtrengſten Handhabung derſelben anffordern, als auch ſelbſt dieſelben 
in dieſer Beziehung auf das Eindringlichſte überwachen zu wollen, 


Perſonalien 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeitung“. 


Se. Mojepät haben dein Pröfeklen der k. k. Hofbibliothet Eligius Freiherrn 
v. Münch⸗Bellinghaulen bei der auf fein Anſuchen von der Dienſtleiſlung 
als Generalintendant der k. k. Hoftheater den Orden der eiſernen Krone erſier Claſſe 
verliehen. 

in: Mojefät haben dem Präfibenten der Sparcaſſe in Laibach Anton ar 
maffa das Ritterkreuz des Franz Josef. Ordens und dem Kanzleſpirector Richard 
Nanejhig das goldene Berblenſiſreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Mojefät haben dem Miniſteralſecreter im Sanilätspeparlement bes 
DMinifteriums des Innern Mod. Dr. August Stainer den Tilel und Charakter 
eines Sertionsrathes lapfrel verliehen, 

Se. Mojerät haben dem Negtſſrator der Lemberger Londtafel Peter Ja⸗ 
wowezhtk tafrei delt Titel eines kaiſerl. Mothes verliehen. 

Se. Majetät haben den provfſorſſchen Leiter des Sanitätsdeportements bel 
der u. 8, Statihalterei Dr. Ludwig Ritter v. Karaßan zum Stattholtereiralhe 
zweiter Cloſſe und zum Londesſanifätsreferenten ber der Statthalterei in Nieder⸗ 
österreich ernannt, und dem Landesuedieinalrathe i Zara Dr. Nikolaus Pine li 
aus Anlaß feiner Berſetzung in den Nuheſtand tayfrei den Titel und Charakter 
eines Stakthalteretrathes zweiter Cloſſe verſtehen. 

Se. Mojeſtät haben den Hoſſecreläör des T. J. Oberſihoſmeiſtetamtes Ferdinand 
Kürſchuer zum k. k. Burghaupimann ernannt. 

Se. Mojelät haben dem Leiler der Hilfgamler ber Präſidialtauzlei des 
Minifteriums des Junern Direckiongadjuncten Victor Reuterer das goldene 
Verpienſtirenz mit der Krone berliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Skatlhaltereiſerretär in Wien Felix Freiherrn von 
Münch⸗Bellinggauſen aulößlich feines Austrittes aus dem Staatsdienſte den 
Titel und Charalter eines Statthaltereirathes tarfvei verliehen. 

St. Majeſſäl Haben dem Dfficialen im Mmiſterium des Innern Joſeſ 
Spaba den Titel und Charalter eines Hüfsimterbirectiongabjuncken tarfvei ber“ 
liehen. 

Se. Majeſtöt Haben dem Präfibenten des Wiener Handelsgerichtes Thaddeus 
Merkt das Ritkerkreuz Allerhöchſiihres Leopoldorbens verliehen. 

Se. Majellät hoden dem Kaſſier der . l. Staalscenkralcaſſe Friedrich Kautz! 
das goldene Verdienſikreuz mit der Krone verliehen. 

Se, Majeſſät haben dem Hezirkshaupimanne in Niederöſterreich Heinrich 
Kaditje) ben Titel und Charakter eines Statthaltereirathes zwetter Eloſſe tar- 
ſrei verliehen. 


Se Majeflät haben den Bezirkshauptmann erster Claffe Karl Mitter 
Krticzke v. Jo den zum Statthaltereirathe zweiter Claſſe bei der u. 6. Statt» 
Baltexci ernannt, 

Der Minifter des Innern hat den Director des Troppauer allgemeinen 
Krankenhauſes Dr. Ernſt Freisler, den Bezirkgarzt Dr. Ferdinand Oehl und 
den Hanswundarzt des erwähnten Kraukeuhauſeg Dr Emerich Sen ger gu ordent⸗ 
lichen Mitgliedern des Landesſanitätsrathes für Schleſten ernannt, 


Erledigungen 
ous dem Umtshlatte der „Wiener Zektung “. 


Kanzlei-Officiofsfleffe bei der Wiener Finarzlandespirecton mit 800 fl., 
ebentuell 700 fl. 600 fl. und 500 fl. Gehalt und für den Fall der Verwendung 
in Wien mit 150 fl. jährlich Onarſtergeſd, bis Ende November l. J. (Amts⸗ 
blatt Nr. 270.) 

Dfficiatsftelle Dei der n. b. Landeshaupfkaſſe mit 800 fl. Gehalt, und 150 fl. 
Quortiergeld jahrlich, eventuell eine Afıfientenfelle mit 600 fl. Gehalt und 120 fl. 
Auartiergeld. bis Ende November l. J. (Amtsblalt Rr. 270“) 

Bezirkshauptmonnsſielle zweiter Ciaffe in Dalmatien mit 1600 fl. Jatres⸗ 

bet, Auarttergeld oder Naluralwohnung, dis 20. November I. J. (Amtsblatt 
t. 272.) 

Contrslorsſielle in der Männerſtrafanſtalt in Prag mit 900 fl. Geboft, 
Naturolwohnung oder Quacljergeld von 200 fl. jährlich, Hotz- und Unſchliulkerzen⸗ 
bezüge gegen Dienfllautionserlag um Jahresgeholte, bis 9. December 1. J. (Amts- 
blatt Nr. 275.) 

Bezirkshaupimannsſtelle exfler Flaſſe im Bereiche der politiſchen Behörden 
Schleſens mit 1800 fl. Jahresgehalt, eventuell eine Bezirlshauptmannsſtelle 
zweiter Elaſſe mit 1600 fi. Jahresgehall, Naturalwohnung oder Quartiergelh, 
bis 25. Novenber l. J. (Umtäblatt Air. 274.) 

Mehrere Geſongenauſſehersſtellen in ber Strafanflait Mürou mit 260 fl. 
jährlicher Löhnung, dem Bezuge einer täglichen Brolportion von 1, Pfd., Mon⸗ 
lr, Kaſernrung 26, bis 25. November. (Amksblott Nr. 274.) 
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Herabgeſezte Prelſe fl. ke, 
Gontroverfen-Lerilon, des römſſchen Civilrechts. Ein Hllfsbuch für 
pracliſche Sunilten derjenigen Länder, in welchen römlſches Recht gilt. 

1. hl. (Cſvilrecht.) 4, 1856. (15 fl. 20 kr.) 380 
— — . Fel. (Das Erbrecht.) 4. 1859. (9 fl. 50 kr.) 2 54 
— — 6. T. 6 4. 1868, 13 fl. 94 ke) 3 80 
Mountesquiku, Merke. Der Gelſt der Geſetze. e und mit Anmer⸗ 

kungen von A. Ellſſen. Cl.⸗Ausg. in 12 Lleſgn. & 4 Ngr. fl 1848 

A fl. 6k.) — 64 
Prondhoit, P. J., die Widerſprüche ber Hatlanafeeronone oder die 
Philoſophie ber Roth. Deuiſch von Wilhelm Jordan. 2. Ausgabe 
2 Thie. or. 8. 1847. (6 fl. 98 kr) 1 90 


Rechtslexicou für anen oller deutſchen Staaten, enthaltend die ges 
jamnte Rechtswiſſenſchaft. Bearbeitet von k. l. Reg.⸗Rath und Prof. 
Dr. Arndts in Wien und Anderen; redigirt von De. Julius Weiske, 
Prof, in Leipzig. gr. 8. 18381862. 15 Hände . Ne un n 

96 fl. % e 

Stein, Prof. L., Begriff der Geſellſchaft und die ſorſale Geſchichte der 

franzöſ. Revolution bis zum Jahre 1890. 2. Ausg. f . 1 
@ fl. 85 kr.) 

— — die induſtrielle Geſellſchaft. Der Socialismus und Communismus 
Frankreichs von 1830—1848, 2. Ausg. gr. A. 1855. (2 fl. 85 Er.) 

— — Das Königthum, die Republik und die Souveränität der fronzöſ. 
Geſellſchaft ſeit der Februar⸗hievolution 1848. 2. Ausg. gr. 8. 1855 

(a fl. 85 kt.) 
1. Ausg. 4. u. b. Titel: Geſchichle der focialen Bewegung in Frank: 
reich von 1789 bis auf umfere Tage. J Bände. 

— — die ſocialhtiſchen und communiſtiſchen Bewegungen feit der 
dritten franzöſ. Revolution. Aubang zu Steins Socalismus und 
Communismus des heutigen Frankreichs. gr. 8. 1848. (2 fl. 85 kr.) 
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